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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 198/2022   

Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern im Zusammenhang mit der Verlängerung der Fi-
nanzausgleichsperiode bis Ende des Jahres 2023 (Anpassung der Vereinbarungen über die Organisation und Finanzierung 
des Gesundheitswesens, über die Zielsteuerung-Gesundheit und über die Förderung von Bildungsmaßnahmen im Bereich Ba-
sisbildung sowie von Bildungsmaßnahmen zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses) 

 

BGBl I 199/2022 (Anlage) 

Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG zwischen dem Bund und dem Land Wien über die vierte und fünfte Ausbauphase der 
Wiener U-Bahn (Sicherstellung der Infrastruktur und Förderung einer nachhaltigen Mobilität) 

 

BGBl I 200/2022 (Anlage 1)  

Vereinbarung gemäß Artikel 15a Abs 1 B-VG zwischen dem Bund und dem Land Oberösterreich über die Errichtung und den 
Betrieb des Institute of Digital Sciences Austria samt Anlagen (IDSA-Vereinbarung) (Anbieten von Bachelor-, Master- und 
Doktoratsstudien sowie Weiterbildung im Bereich digitale Transformation) 

 

BGBl I 201/2022  

Bundesgesetz, mit dem das Zahnärztegesetz und das Zahnärztekammergesetz geändert werden (Zurverfügungstellung von 
Daten aus der Zahnärzteliste und Datenverarbeitung durch die Landesregierungen und Landesgesundheitsfonds; Einholung 
der Zustimmung der Länder zu den vom VfGH aufgehobenen Bestimmungen betreffend die Führung der Zahnärzteliste, die 
Ausstellung der Zahnärzteausweise und die Erlassung der ZahnärzteausweisVO) 

 

BGBl II 462/2022  

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betreffend 
Basismaßnahmen, die zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 ergriffen werden, geändert wird (4. Novelle zur 2. 
COVID-19-BasismaßnahmenVO) 
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BGBl II 463/2022  

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betreffend 
die Einrichtung eines Registers für hospitalisierte COVID-19-Patientinnen und -Patienten (COVID-19- RegisterVO) geän-
dert wird 

 

BGBl II 464/2022 (Anlage 1; Anlage 2; Anlage 3)  

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung betreffend den Frauenförderungsplan für den 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Forschung (FFP BMBWF 2022) 

 

BGBl II 465/2022  

Verordnung der Regulierungskommission der E-Control, mit der die Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2013 geän-
dert wird (Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2013 – Novelle 2023, GSNE-VO 2013 – Novelle 2023) 

 

BGBl II 466/2022  

Verordnung der Regulierungskommission der E-Control, mit der die Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2018 geändert 
wird (SNE-VO 2018 – Novelle 2023) 

 

BGBl II 469/2022  

Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die Kapitalpuffer-Verordnung 2021 geändert wird 

 

BGBl II 470/2022  

Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die Online-Identifikationsverordnung geändert wird 

 

BGBl II 471/2022  

Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die Lebensversicherung Informationspflichtenverordnung 

2018 geändert wird 

 

BGBl II 472/2022  

Verordnung des Vorstands der E-Control über den Preis von durch die Ökostromabwicklungsstelle zuzuweisenden Herkunfts-

nachweisen (Herkunftsnachweispreis-Verordnung – HKN-VO) 

 

BGBl II 473/2022 (Anlage)  

Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die Sicherungseinrichtungen-Stresstestverordnung (SiEi-

StrVO) geändert wird 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 322 v 16.12.2022, 1 

Verordnung (EU) 2022/2463 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Schaffung eines In-

struments zur Unterstützung der Ukraine für 2023 (Makrofinanzhilfe +) 

 

ABl L 322 v 16.12.2022, 15 

Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verord-
nung (EU) Nr 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung von Unternehmen 
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ABl L 323 v 19.12.2022, 1 

Verordnung (EU) 2022/2480 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verord-
nung (EU) Nr 1025/2012 hinsichtlich Entscheidungen der europäischen Normungsorganisationen über europäische Nor-
men und Dokumente der europäischen Normung 

 

ABl L 323 v 19.12.2022, 4 

Beschluss (EU) 2022/2481 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Aufstellung des 
Politikprogramms 2030 für die digitale Dekade 

 

ABl L 325 v 20.12.2022, 1 

Verordnung (EU) 2022/2495 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verord-
nung (EU) Nr 1380/2013 in Bezug auf Beschränkungen des Zugangs zu Unionsgewässern 

 

ABl L 325 v 20.12.2022, 11 

Verordnung (EU, Euratom) 2022/2496 des Rates vom 15. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU, Euratom) 
2020/2093 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2021 bis 2027 

 

ABl L 326 v 21.12.2022, 1 

Beschluss (EU) 2022/2512 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Nichtannahme 
von Reisedokumenten der Russischen Föderation, die in der Ukraine und in Georgien ausgestellt werden 

 

ABl L 328 v 22.12.2022, 1 

Richtlinie (EU) 2022/2523 des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Gewährleistung einer globalen Mindestbesteuerung für 
multinationale Unternehmensgruppen und große inländische Gruppen in der Union 

 

ABl L 330 v 23.12.2022, 1 

Verordnung (EU) 2022/2560 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über den Binnenmarkt 
verzerrende drittstaatliche Subventionen 

 

ABl L 330 v 23.12.2022, 46 

Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifika-
tion und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
01.12.2022, G97/2021 ua 

EpidemieG; Abweisung von Anträgen auf Aufhebung einer – hinreichend bestimmten – Bestimmung des EpidemieG betreffend 
die Überprüfung der Zulässigkeit von Absonderungsmaßnahmen durch die BG; kein Verstoß der gerichtlichen Überprüfung 
verwaltungsbehördlicher Absonderungsmaßnahmen gegen den Grundsatz der Trennung von Verwaltung und Gerichtsbar-

keit auf Grund der Zulässigkeit der Entscheidung (auch) durch ordentliche Gerichte nach dem PersFrSchG 
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B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

19.10.2022, Ra 2020/11/0138 

FührerscheinG-GesundheitsVO; bei Morbus Parkinson handelt es sich unzweifelhaft um eine Krankheit des Nervensystems 

iSd § 12 Abs 1 FührerscheinG-GesundheitsVO; gem § 5 Abs 2 leg cit ist bei Erkrankungen des Nervensystems „eine entspre-

chende fachärztliche Stellungnahme“ einzuholen; nur ein Facharzt für Neurologie kann „Facharzt des entsprechenden Son-

derfaches“ iSd § 1 Z 2 leg cit sein 

 

15.11.2022, Ra 2020/21/0442 

BFA-VerfahrensG; es kann iSd § 21 Abs 7 BFA-VerfahrensG grds nicht von einem geklärten Sachverhalt ausgegangen 

werden, wenn ein Fremder in seiner Beschwerdeschrift – ausreichend substantiiert – die Unverhältnismäßigkeit der (Aufrecht-

erhaltung der) Schubhaft wegen gesundheitlicher Probleme darlegt 

 

16.11.2022, Ra 2022/06/0093 

Tir Bauordnung; § 29 Abs 2 lit a Tir Bauordnung ist dahin auszulegen, dass bei Bauansuchen, die von schlichten Miteigen-

tümern betreffend einen solchen Liegenschaftsanteil eines „Mischhauses“ gestellt werden, an dem Wohnungseigentum nicht 

begründet ist, nicht der Nachweis des schlichten Miteigentums oder die Zustimmung anderer schlichter Miteigentümer ausreicht, 

sondern die Zustimmung aller Miteigentümer – auch jener, deren Miteigentumsanteile mit Wohnungseigentum verbunden sind 

– erforderlich ist 

 

17.11.2022, Ra 2021/05/0005 

Nö Bauordnung; unter „Baubeginn“ iSd § 24 Nö Bauordnung ist nur eine auf die Errichtung des bewilligten Bauwerks gerich-

tete bautechnische Maßnahme zu verstehen; bei der Beurteilung des Baubeginns kommt es auf die Art der Arbeiten und somit 

ausschließlich auf objektive Kriterien an; Vorbereitungshandlungen in Form einer Absenkung im Kellerboden im Ausmaß von 

1 m2 und einer Tiefe von 5 bis 10 cm, hervorgerufen durch Schürfarbeiten, zweier kleiner Deckenlöcher im Dachboden im 

Ausmaß von jeweils 0,2 m2 zur Erkundung des Deckenaufbaus und als Vorarbeiten für zusätzliche Deckenauflagen und zweier 

Markierungen für die Positionen der zukünftigen Auflagerpunkte der erforderlichen Stahlträger stellen keinen Baubeginn iSd 

besagten Bestimmung dar 

 

17.11.2022, Ra 2020/21/0022 

BFA-VerfahrensG; das „Kindeswohl“ ist bei der Interessenabwägung nach § 9 BFA-VerfahrensG zu berücksichtigen; daher 

ist eine Auseinandersetzung mit sämtlichen den minderjährigen Fremden betreffenden Umständen vorzunehmen, wozu es 

diesbezüglicher Feststellungen bedarf; im Rahmen der Abwägung sind die „besten Interessen und das Wohlergehen dieser 

Kinder“, insbesondere das Maß an Schwierigkeiten, denen sie im Heimatstaat begegnen, sowie die sozialen, kulturellen und 

familiären Bindungen sowohl zum Aufenthaltsstaat als auch zum Heimatstaat zu berücksichtigen; die Ausführungen, dass der 

betroffene Minderjährige in seinem Heimatstaat Kontakt mit seinem Vater haben könne und es nicht zu einer Trennung von 

seiner Mutter komme, werden diesen Anforderungen nicht gerecht 

 

17.11.2022, Ra 2020/21/0093 

BFA-VerfahrensG; bei einem mehr als zehn Jahre dauernden inländischen Aufenthalt eines Fremden ist nach § 9 BFA-

VerfahrensG regelmäßig von einem Überwiegen der persönlichen Interessen an seinem Verbleib in Österreich auszugehen; 

nur dann, wenn der Fremde die in Österreich verbrachte Zeit überhaupt nicht genützt hat, um sich sozial und beruflich zu 

integrieren, wurde eine aufenthaltsbeendende Maßnahme ausnahmsweise auch nach so langem Inlandsaufenthalt noch für 

verhältnismäßig angesehen; eine Tätigkeit als Zeitungszusteller stellt eine (erste) berufliche Integration im Bundesgebiet dar 
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22.11.2022, Ra 2022/06/0194 

VStG; Tir Bauordnung; nach § 19 Abs 1 VStG sind Grundlage für die Bemessung der Strafe die Bedeutung des strafrechtlich 

geschützten Rechtsguts und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat; wenn die konsenslose Errichtung einer bauli-

chen Anlage, welche massiv dem öffentlichen Interesse widerspreche, weil nur durch einen baurechtlichen Konsens sicherge-

stellt werden könne, dass die Anlagen auch den verbindlichen technischen Normen entsprechen, erschwerend gewertet wird, 

ist diese Begründung nicht geeignet, die Höhe der Strafe nachvollziehbar zu begründen; die hohe ordnungspolitische Relevanz 

als abstrakte Wertigkeit des durch die verletzte Norm geschützten Rechtsguts findet ihren Ausdruck bereits in der Höhe des 

gesetzlichen Strafrahmens und ist daher kein geeignetes Kriterium zur Strafausmessung innerhalb dieses im konkreten Ein-

zelfall 

 

23.11.2022, Ro 2022/02/0024 

KraftfahrG; VStG; § 101 Abs 1 lit a KraftfahrG sieht für die Überschreitung des höchsten zulässigen Gesamtgewichts und 

der höchsten zulässigen Achslasten jeweils einen eigenen Tatbestand vor; das Tatbild des Überschreitens der höchsten 

zulässigen Achslast tritt hinter das Tatbild des Überschreitens des höchsten zulässigen Gesamtgewichts zurück, wenn die 

Summe der höchsten zulässigen Achslasten aller Achsen genau dem höchsten zulässigen Gesamtgewicht des Kraftfahrzeuges 

entspricht, zumal in einem solchen Fall die Verwirklichung des einen Tatbestands die Verwirklichung des anderen zwingend 

nach sich zieht 

 

23.11.2022, Ra 2022/02/0043 

Straßenverkehrsordnung; Fahrer von Klein- und Minirollern mit einer höchsten zulässigen Leistung von nicht mehr als 600 

Watt und einer Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als 25 km/h lenken Fahrzeuge iSd § 2 Abs 1 Z 19 Straßenverkehrsord-

nung und müssen daher § 5 leg cit unmittelbar beachten 

 

24.11.2022, Ra 2021/08/0053 

VwGVG; bzgl der Feststellung des Zeitpunkts, in dem ein Schriftstück der Post zur Weiterbeförderung übergeben wurde, ist 

grds der auf der Briefsendung angebrachte Datumsstempel (Poststempel) als Beweismittel heranzuziehen; dem Freistem-

pelaufdruck kommt weder die Wirkung zu, den Postlauf in Gang zu setzen, noch ein Beweiswert in der Richtung, dass das 

Schriftstück an dem im Freistempelaufdruck bezeichneten Tag von der Post in Behandlung genommen worden wäre; fehlt es 

an einem urkundlichen Nachweis des Zeitpunkts der Postaufgabe, so unterliegt die Beurteilung des Aufgabezeitpunkts der 

freien Beweiswürdigung 

 

25.11.2022, Ra 2020/05/0019 

VwGG; B-VG; die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gem Art 133 Abs 4 B-VG ist nur im Rahmen der dafür in der 

Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs 3 VwGG) zu überprüfen, wobei diese gesondert darzustellenden Zulässigkeitsgründe 

in der innerhalb der Revisionsfrist (§ 26 Abs 1 VwGG) erhobenen Revision enthalten sein müssen; ein in einem erst nach Ablauf 

der Revisionsfrist eingebrachten Schriftsatz erstattetes (ergänzendes) Vorbringen ist somit bei der Beurteilung der Zulässig-

keit der Revision nicht zu berücksichtigen 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Vbg 14.12.2022, LVwG-421-1/2022-R6 

LuftfahrtG; im Fall der Änderung des bescheidmäßig festgelegten Betriebsumfangs eines Zivilflugplatzes ist gem der Bestim-

mung des § 76 Abs 1 LuftfahrtG eine teilweise Untersagung des Betriebs dieses Zivilflugplatzes zulässig 
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IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
22.12.2022, Rs C-530/20, EUROAPTIEKA 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Humanarzneimittel – Richtlinie 2001/83/EG – Art 86 Abs 1 – Begriff ‚Werbung für Arznei-
mittel‘ – Art 87 Abs 3 – Zweckmäßiger Einsatz von Arzneimitteln – Art 90 – Verbotene Werbeelemente – Werbung für Arznei-
mittel, die weder verschreibungspflichtig noch erstattungsfähig sind – Preisbezogene Werbung – Werbung für Sonderan-

gebote – Werbung für kombinierte Verkäufe – Verbot 

 

22.12.2022, Rs C-61/21, Ministre de la Transition écologique und Premier ministre (Responsabilité de l’État pour la 
pollution de l’air) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Richtlinien 80/779/EWG, 85/203/EWG, 96/62/EG, 1999/30/EG und 2008/50/EG – 
Luftqualität – Grenzwerte für Feinstaub (PM10) und Stickstoffdioxid (NO2) – Überschreitung – Luftqualitätspläne – Schäden, 
die einem Einzelnen durch die Verschlechterung der Luft aufgrund einer Überschreitung dieser Grenzwerte entstanden sein 
sollen – Haftung des betreffenden Mitgliedstaats – Voraussetzungen für die Auslösung dieser Haftung – Erfordernis, dass 

die unionsrechtliche Norm, gegen die verstoßen worden ist, bezweckt, den Geschädigten Rechte zu verleihen – Fehlen 

 

22.12.2022, Rs C-83/21, Airbnb Ireland und Airbnb Payments UK 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Binnenmarkt – Art 114 Abs 2 AEUV – Ausschluss von Bestimmungen über die Steuern – 
Richtlinie 2000/31/EG – Dienste der Informationsgesellschaft – Elektronischer Geschäftsverkehr – Internetportal für die Im-
mobilienvermittlung – Art 1 Abs 5 Buchst a – Ausschluss des ‚Bereichs der Besteuerung‘ – Richtlinie 2006/123/EG – Dienst-
leistungen im Binnenmarkt – Art 2 Abs 3 – Ausschluss des ‚Bereichs der Steuern‘ – Richtlinie (EU) 2015/1535 – Art 1 Abs 1 
Buchst e und f – Begriffe ‚Vorschrift betreffend Dienste‘ und ‚technische Vorschrift‘ – Den Erbringern von Dienstleistungen der 
Immobilienvermittlung auferlegte Verpflichtung, Daten über Mietverträge zu erheben und an den Fiskus zu übermitteln und 
die Abzugsteuer auf die geleisteten Zahlungen einzubehalten – Dienstleistungserbringern, die keine ständige Niederlassung in 
Italien haben, auferlegte Verpflichtung, einen Steuervertreter zu benennen – Art 56 AEUV – Restriktiver Charakter – Legitimes 
Ziel – Unverhältnismäßigkeit der Verpflichtung zur Benennung eines Steuervertreters – Art 267 Abs 3 AEUV – Befugnisse eines 
einzelstaatlichen Gerichts, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefoch-
ten werden können 

 

22.12.2022, Rs C-115/21 P, Junqueras i Vies/Parlament 

Rechtsmittel – Institutionelles Recht – Mitglieder des Europäischen Parlaments – Wegfall der Voraussetzung des passiven 
Wahlrechts infolge einer strafrechtlichen Verurteilung – Bekanntgabe des Freiwerdens des Sitzes eines Europaabgeordneten 
– Antrag, dringend zur Bestätigung der Immunität eines Europaabgeordneten tätig zu werden – Nichtigkeitsklage – Unzuläs-
sigkeit 

 

22.12.2022, verb Rs C-148/21 u C-184/21, Louboutin (Usage d’un signe contrefaisant sur un marché en ligne) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsmarke – Verordnung (EU) 2017/1001 – Art 9 Abs 2 Buchst a – Rechte aus der Uni-
onsmarke – Begriff ‚Benutzung‘ – Betreiber einer Online-Verkaufsplattform mit integriertem Online-Marktplatz – Anzei-
gen, die auf diesem Marktplatz von Drittanbietern veröffentlicht werden, die in diesen Anzeigen ein mit einer fremden Marke 
identisches Zeichen für Waren benutzen, die mit denjenigen identisch sind, für die diese Marke eingetragen ist – Wahrnehmung 
dieses Zeichens als fester Bestandteil der kommerziellen Kommunikation dieses Betreibers – Präsentationsweise der Anzei-
gen, die es nicht ermöglicht, die Angebote des Betreibers klar von denen der Drittanbieter zu unterscheiden 

 

22.12.2022, Rs C-237/21, Generalstaatsanwaltschaft München (Demande d’extradition vers la Bosnie-Herzégovine) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsbürgerschaft – Art 18 und 21 AEUV – An einen Mitgliedstaat gerichtetes Ersuchen 
eines Drittstaats um Auslieferung eines Unionsbürgers, der Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaats ist und von seinem 
Recht auf Freizügigkeit im erstgenannten Mitgliedstaat Gebrauch gemacht hat – Zur Vollstreckung einer Freiheitsstrafe ge-
stelltes Ersuchen – Nur für eigene Staatsangehörige geltendes Auslieferungsverbot – Beschränkung der Freizügigkeit – 
Rechtfertigung mit der Verhinderung von Straflosigkeit – Verhältnismäßigkeit 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268784&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268784&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268785&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268785&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268786&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268786&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268787&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268787&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268788&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268788&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268789&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268789&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645


22.12.2022, Rs C-279/21, Udlændingenævnet (Examen linguistique imposé aux étrangers) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Assoziierungsabkommen EWG‑Türkei – Art 9 – Beschluss Nr 1/80 – Art 10 Abs 1 – Art 13 
– Stillhalteklausel – Familienzusammenführung – Nationale Regelung, mit der für Ehegatten türkischer Staatsangehöriger, 
die über eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis in dem betreffenden Mitgliedstaat verfügen, neue, restriktivere Voraussetzun-
gen für die Familienzusammenführung eingeführt werden – Erfordernis, dass der türkische Arbeitnehmer eine Prüfung ablegt, 
die Kenntnisse eines bestimmten Niveaus in der Amtssprache dieses Mitgliedstaats bescheinigt – Rechtfertigung – Ziel der 
Gewährleistung einer erfolgreichen Integration 

 

22.12.2022, Rs C-288/21 P, Universität Koblenz-Landau/EACEA 

Rechtsmittel – Schiedsklausel – Tempus‑IV-Programme – Finanzhilfevereinbarungen Ecesis, Diusas und Deque – Systembe-
dingte und immer wiederkehrende Unregelmäßigkeiten – Vollständige Rückforderung der ausgezahlten Beträge – Anspruch 
auf rechtliches Gehör – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Grundsatz des Vertrauensschutzes – Antrag auf Wiedereröff-
nung des mündlichen Verfahrens im ersten Rechtszug – Art 113 Abs 2 Buchst c der Verfahrensordnung des Gerichts 

 

22.12.2022, Rs C-332/21, Quadrant Amroq Beverages 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Harmonisierung des Steuerrechts – Richtlinie 92/83/EWG – Harmonisierung der Struktur der 
Verbrauchsteuern auf Alkohol und alkoholische Getränke – Verbrauchsteuern – Ethylalkohol – Steuerbefreiungen – Art 27 
Abs 1 Buchst e – Herstellung von Aromen für die Bereitung von Lebensmitteln und nicht alkoholischen Getränken mit einem 
Alkoholgehalt von höchstens 1,2 % vol – Anwendungsbereich – Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Effektivität 

 

22.12.2022, verb Rs C-383/21 u C-384/21, Sambre & Biesme 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Öffentliche Aufträge – Richtlinie 2014/24/EU – Vergabe eines öffentlichen Auftrags ohne 
Einleitung eines Ausschreibungsverfahrens – Öffentliche Aufträge zwischen Einrichtungen des öffentlichen Sektors – Art 12 
Abs 3 – Öffentliche Aufträge, die ‚inhouse‘ vergeben werden – Begriff ‚ähnliche Kontrolle‘ – Voraussetzungen – Vertretung aller 
beteiligten öffentlichen Auftraggeber – Art 12 Abs 4 – Vertrag zwischen öffentlichen Auftraggebern, die gemeinsame Ziele 
von öffentlichem Interesse verfolgen – Begriff ‚Zusammenarbeit‘ – Voraussetzungen – Nicht fristgerechte Umsetzung – Unmit-
telbare Wirkung 

 

22.12.2022, Rs C-392/21, Inspectoratul General pentru Imigrări (Acquisition de lunettes par un travailleur) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer – Richtlinie 
90/270/EWG – Art 9 Abs 3 – Arbeit an Bildschirmgeräten – Schutz der Augen und des Sehvermögens der Arbeitnehmer – 

Spezielle Sehhilfen – Brillen – Erwerb durch den Arbeitnehmer – Modalitäten der Kostenübernahme durch den Arbeitgeber 

 

22.12.2022, Rs C-404/21, INPS und Repubblica italiana 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Personal der Europäischen Zentralbank (EZB) – Übertragung der in einem nationalen 
Versorgungssystem erworbenen Rentenansprüche auf das Versorgungssystem der EZB – Art 4 Abs 3 EUV – Grundsatz der 
loyalen Zusammenarbeit – Beschäftigungsbedingungen der EZB – Anhang IIIa Art 8 – Fehlen innerstaatlicher Rechtsvor-
schriften oder eines Abkommens zwischen dem betreffenden Mitgliedstaat und der EZB 

 

22.12.2022, Rs C-553/21, Shell Deutschland Oil 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2003/96/EG – Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom 
– Art 5 vierter Gedankenstrich – Gestaffelte Verbrauchsteuersätze, bei denen zwischen betrieblicher und nicht betrieblicher 
Verwendung dieser Erzeugnisse unterschieden wird – Fakultative Steuerbefreiungen und ‑ermäßigungen – Stellung eines An-
trags auf fakultative Steuerermäßigung nach Ablauf der dafür vorgesehenen Frist, aber vor Ablauf der Frist für die Festsetzung 
der betreffenden Steuer – Grundsatz der Rechtssicherheit – Effektivitätsgrundsatz – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

 

22.12.2022, Rs C-656/21, IM GESTÃO DE ATIVOS ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2008/7/EG – Art 5 Abs 2 Buchst a – Indirekte Steuern auf die Ansammlung von 
Kapital – Stempelsteuer auf die Dienstleistungen der Vermarktung von Anteilen an offenen Anlagefonds für die gemeinsame 

Anlage in Wertpapieren 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268790&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268790&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268807&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268807&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268791&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268791&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268792&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268792&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268793&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268793&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268794&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268794&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268795&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268795&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268796&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268796&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645


22.12.2022, Rs C-20/22, Les Entreprises du Médicament 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Humanarzneimittel – Richtlinie 89/105/EWG – Transparenz von Maßnahmen zur Regelung 
der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen Kranken-
versicherungssysteme – Art 4 – Preisstopp für alle Arzneimittel oder für bestimmte Arzneimittelkategorien – Nationale Maß-
nahme, die nur bestimmte einzelne Arzneimittel betrifft – Festsetzung eines Höchstpreises für den Verkauf bestimmter Arznei-
mittel an Gesundheitseinrichtungen 

 

22.12.2022, Rs C-68/22 P, EIB/KL 

Rechtsmittel – Öffentlicher Dienst – Personal der Europäischen Investitionsbank (EIB) – Begriff der Dienstunfähigkeit – 
Feststellung der Arbeitsfähigkeit – Unbefugtes Fernbleiben vom Dienst – Anfechtungs- und Schadensersatzklage 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
Keine Schlussanträge im Berichtszeitraum. 

 

C. GERICHT 

 
21.12.2022, Rs T-626/20, Landwärme/Kommission 

Staatliche Beihilfen – Biogasmarkt – Steuerbefreiungen zum Ausgleich von Produktionsmehrkosten – Beschlüsse, keine 
Einwände zu erheben – Nichtigkeitsklage – Rechtsschutzinteresse – Zulässigkeit – Keine Eröffnung des förmlichen Prüfverfah-
rens – Ernsthafte Schwierigkeiten – Art 108 Abs 2 und 3 AEUV – Art 4 Abs 3 und 4 der Verordnung (EU) 2015/1589 – 

Leitlinien für staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014‑2020 – Kumulierung von Beihilfen – Von mehreren Mit-

gliedstaaten gewährte Beihilfen – Eingeführtes Biogas – Diskriminierungsverbot – Art 110 AEUV 

 

21.12.2022, Rs T-260/21, E Breuninger/Kommission 

Staatliche Beihilfen – Rahmenregelung zur Gewährung von Unterstützung für ungedeckte Fixkosten im Zusammenhang mit 

dem Ausbruch von Covid‑19 in Deutschland – Beschluss, keine Einwände zu erheben – Befristeter Rahmen für staatliche 
Beihilfen – Individuelle Prüfung der angemeldeten Beihilferegelung – Maßnahme zur Behebung einer beträchtlichen Störung 
im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats – Verhältnismäßigkeit 

 

21.12.2022, Rs T-306/21, Falke/Kommission  

Staatliche Beihilfen – Rahmenregelung zur Gewährung von Unterstützung für ungedeckte Fixkosten im Zusammenhang mit 
dem Ausbruch von Covid‑19 in Deutschland – Beschluss, keine Einwände zu erheben – Befristeter Rahmen für staatliche 
Beihilfen – Individuelle Prüfung der angemeldeten Beihilferegelung – Maßnahme zur Behebung einer beträchtlichen Störung 
im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats – Verhältnismäßigkeit 

 

21.12.2022, Rs T-330/21, EWC Academy/Kommission  

Sozialpolitik – Finanzhilfen für Maßnahmen zur Förderung von Initiativen auf dem Gebiet der Unternehmensführung – Auf-
forderung zur Einreichung von Vorschlägen VP/2020/008 – Ausschluss der Europäischen Betriebsräte ohne Rechtspersönlich-
keit – Art 197 Abs 2 Buchst c der Verordnung (EU) 2018/1046 

 

21.12.2022, Rs T-525/21, E Breuninger/Kommission 

Nichtigkeitsklage – Staatliche Beihilfen – Rahmenregelung zur Einführung einer Bundesregelung zum Ersatz des Schadens 
aufgrund der Lockdown‑Beschlüsse in Deutschland – Beschluss, keine Einwände zu erheben – Maßnahme zur Beseitigung 
von Schäden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außergewöhnliche Ereignisse entstanden sind – Fehlendes Rechts-
schutzinteresse – Unzulässigkeit 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268797&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268797&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268798&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268798&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5645
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268749&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=174590
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268743&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=174590
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268744&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=174590
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268750&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=174590
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268745&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=174590


21.12.2022, Rs T-702/21, Ekobulkos/Kommission  

Staatliche Beihilfen – Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen – Beschwerde – Untätigkeitsklage – Aufforderung, 
tätig zu werden – Zulässigkeit – Verpflichtung zum Handeln – Fehlen 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
13.12.2022, Beschwerde Nr 53282/18 u.a., Moraru und Marin/Rumänien 

Verletzung von Art 1 ZP 12 EMRK (Allgemeines Diskriminierungsverbot); Unmöglichkeit für zwei Beamtinnen, die das für 
Frauen festgesetzte Ruhestandsalter erreicht hatten, bis zum Erreichen des für Männer festgesetzten höheren Ruhestands-
alters weiterzuarbeiten; pauschale Regelung über die automatische Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses von Frauen 
in einem niedrigeren Alter als das von Männern, die eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts darstellt und schädliche 
Stereotype fortbestehen lässt; keine angemessene oder objektive Rechtfertigung für die angefochtene Maßnahme; enger Be-
urteilungsspielraum 

 

15.12.2022, Beschwerde Nr 54151/11 u.a., Salavani u.a./ Aserbaidschan 

Verletzung von Art 5 EMRK (Recht auf Freiheit und Sicherheit); Verhaftung und Untersuchungshaft der BF, die Mitglieder und 
Aktivisten von Oppositionsparteien sind; iVm Drogenbesitz und -handel; Mindeststandard der „Angemessenheit des Verdachts“ 
für rechtmäßige Festnahme und Inhaftierung nicht erfüllt; unzureichende Überprüfung durch inländische Gerichte 

 

15.12.2022, Beschwerde Nr 5631/16, Peradze u.a./Georgien 

Verletzung von Art 11 EMRK (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit); Verhaftung und Verurteilung der BF wegen einer 
Ordnungswidrigkeit bei einer öffentlichen Demonstration, namentlich dem Halten von Transparenten mit einem anzüglichen 
Slogan; Versäumnis der inländischen Gerichte, das Ausmaß der durch das Verhalten der BF verursachten Störung des öffent-
lichen Lebens zu berücksichtigen oder ausreichende Gründe anzuführen, um Notwendigkeit des Eingriffs zu rechtfertigen; vul-
gärer Charakter der angefochtenen Äußerung, die in unangemessener Weise aus ihrem Kontext herausgelöst wurde und darauf 
abzielte, eine erhebliche Missbilligung des laufenden Bauprojekts auszudrücken 

 

15.12.2022, Beschwerde Nr 21164/20, Rutar und Rutar Marketing D.O.O./Slowenien 

Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); fehlende Begründung der Weigerung des nationalen Gerichts, 
dem Antrag des BF auf Einholung einer Vorabentscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union stattzugeben 
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https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=268748&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=174590
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https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22tabview%22:[%22document%22],%22itemid%22:[%22001-221517%22]}
https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22tabview%22:[%22document%22],%22itemid%22:[%22001-221542%22]}
https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22tabview%22:[%22document%22],%22itemid%22:[%22001-221639%22]}
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/polizeirecht_aktuell/


Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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